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Ein Fortpflanzungsmedizingesetz für Deutschland*

H. M. Beier1, M. Bujard2, K. Diedrich3, H. Dreier4, H. Frister5, H. Kentenich6, H. Kreß7, J.-S. Krüssel8, A. K. Ludwig9,  
E. Schumann10, T. Strowitzki11, J. Taupitz12, C. J. Thaler13, P. Thorn14, C. Wiesemann15, H.-P. Zenner16

Die Fortpflanzungsmedizin ist in einer 
rasanten Entwicklung begriffen. Immer 
mehr Personen gründen mithilfe von 
Techniken der Fortpflanzungsmedi-
zin eine Familie. Pro Jahr werden in 
Deutschland über 80.000 In-vitro Ferti-
lisationen („künstliche Befruchtungen“) 
durchgeführt. Weil aus gesellschaft-
lichen Gründen das Durchschnittsal-
ter der Erstgebärenden steigt, aber die 
biologische Fruchtbarkeit im Alter ab-
nimmt, wird die Zahl der Hilfesuchen-
den aller Voraussicht nach weiter anstei-
gen. Zudem werden weltweit Verfahren 
wie Eizellspende, Embryospende oder 
Leihmutterschaft zunehmend in An-
spruch genommen. Da diese Verfahren 
wie andere Möglichkeiten der moder-
nen Fortpflanzungsmedizin gewichtige 
ethische Fragen aufwerfen und wesent-
liche individuelle Rechte betreffen, be-
darf es einer angemessenen rechtlichen 
Regelung.

Allerdings ist die Rechtslage in Deutsch-
land seit langem unzureichend. Das Em-
bryonenschutzgesetz stammt von 1990 
und ist damit fast 30 Jahre alt. Es erfasst 
viele neue reproduktionsmedizinische 
Entwicklungen nicht, was die Fortpflan-
zungsmediziner nicht selten zu einer 
dem heutigen internationalen Stand nicht 
mehr angemessenen Behandlung zwingt 

und zu unnötigen Risiken für Mutter und 
Kind führt. Darüber hinaus wird das Em-
bryonenschutzgesetz auch dem gesell-
schaftlichen Wandel und der Vielfalt 
heutiger Familienformen nicht mehr ge-
recht. In Folge einander widersprechen-
der gesetzlicher Regelungen im Embry-
onenschutzgesetz einerseits und im Fa-
milien- und Sozialrecht sowie ärztli-
chen Berufsrecht andererseits kommt es 
zur Ungleichbehandlung von verheirate-
ten und unverheirateten, heterosexuellen 
und gleichgeschlechtlichen Paaren so-
wie alleinstehenden Personen. Die defi-
zitäre Rechtslage führt oft auch zu Nach-
teilen für das Kind, weil die rechtliche 
Eltern-Kind-Zuordnung unzureichend 
geregelt ist und viele Kinder ihr Recht 
auf Kenntnis der Abstammung nicht 
durchsetzen können. Viele weitere wich-
tige Fragen wie zum Beispiel die psy-
chosoziale Beratung sind bislang eben-
falls gesetzlich nicht hinreichend gere-
gelt. All dies zeigt, wie notwendig eine 
neue, umfassende Regelung der Fort-
pflanzungsmedizin ist. Zwar hat es in der 
Vergangenheit punktuelle Ergänzungen 
des geltenden Rechts gegeben, beispiels-
weise zur eingeschränkten Zulassung 
der Präimplantationsdiagnostik (PID) 
oder zur Errichtung eines Samenspende-
registers. Diese reichen jedoch bei wei-
tem nicht aus.

Als besonders regelungsbe-
dürftig erweisen sich folgende 
Punkte:

yy In den fast drei Jahrzehnten seit der 
Verabschiedung des Embryonen-
schutzgesetzes haben sich auf dem 
Gebiet der Embryologie wesentli-
che neue wissenschaftliche Erkennt-
nisse ergeben, die unbedingt berück-
sichtigt werden müssen1. Die Defi-
nition des Embryos in § 8 Embryo-
nenschutzgesetz etwa stützt sich auf 
überholte Vorstellungen von den zell-
biologischen und molekulargeneti-
schen Abläufen der Befruchtung und 
frühen Embryonalentwicklung. Auch 
der Begriff der Totipotenz, der als 
Kriterium für den Lebensschutz des 
menschlichen Embryos dient, hat sich 
auf Grund neuer Forschungsergebnis-
se als nicht sinnvoll anwendbar erwie-
sen. Die Unschärfen des bestehenden 
Gesetzestextes erzeugen in der Praxis 
große Rechtsunsicherheit.

yy Die medizinische Praxis der In-vitro-
Fertilisation (IVF) in zahlreichen euro-
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Zusammenfassung
Die rechtliche Regelung der Fortpflanzungsmedizin ist dringend reformbedürftig. Das Embryonenschutzgesetz von 1990 erfasst die neuesten technischen 
Entwicklungen nicht, ist in manchen Bereichen unstimmig und lückenhaft, setzt die betroffenen Frauen, Paare und Kinder unnötigen gesundheitlichen Ri-
siken aus, erschwert paradoxerweise die Durchsetzung von Kinderrechten und erzeugt Gerechtigkeitsprobleme und Rechtsunsicherheit für die betroffenen 
Paare und die behandelnden Ärztinnen und Ärzte.

Das Embryonenschutzgesetz enthält zudem nur strafrechtliche Verbote. Diese erlauben keine angemessene Reaktion auf die medizinische Entwicklung 
und den gesellschaftlichen Wandel und werden der Komplexität der Materie nicht gerecht.

Diese Probleme müssen gelöst werden. Der Bundesgesetzgeber verfügt seit mehr als 20 Jahren über die Kompetenz zur Regelung der Fortpflanzungs-
medizin. Er sollte in der kommenden Legislaturperiode ein umfassendes Fortpflanzungsmedizingesetz schaffen.

1Die Leopoldina hat sich in der Vergangenheit bereits 
einzelnen Aspekten des Themas gewidmet: siehe bei-
spielsweise die Stellungnahme „Präimplantations-
diagnostik (PID) – Auswirkungen einer begrenzten 
Zulassung in Deutschland“ 2011 (http://www.leopol-
dina.org/uploads/tx_leopublication/201101_natEmpf_
PID-DE.pdf).
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päischen Staaten folgt dem allgemein 
anerkannten internationalen Stand des 
Wissens, wonach von mehreren Em
bryonen geplantermaßen nur derjenige 
mit der größten Entwicklungsfähigkeit 
übertragen wird. Dieser sogenannte 
elektive Single-Embryo-Transfer ver-
meidet risikobehaftete und gesund-
heitsgefährdende Mehrlingsschwan-
gerschaften, ohne dabei die individu-
elle Chance auf eine Schwangerschaft 
nennenswert zu verringern. Dieses 
Vorgehen ist in Deutschland jedoch 
bei Strafe untersagt. Im Gegensatz zu 
anderen Ländern werden deswegen 
in Deutschland Mehrlingsschwanger-
schaften mit Frühgeburten in Kauf ge-
nommen, die erhebliche Gesundheits-
risiken insbesondere für die Kinder 
mit sich bringen.

yy Die Spende von Samenzellen ist in 
Deutschland erlaubt, die Eizellspende 
verboten. Während also infertile Män-
ner mit Hilfe einer Keimzellspende 
eine Familie gründen können, ist diese 
Option Frauen, die etwa in Folge einer 
Krebserkrankung keine eigenen Ei-
zellen mehr bilden können, verwehrt. 
Diese Ungleichbehandlung der Ge-
schlechter lässt sich schwerlich recht-
fertigen. Beim Verbot der Eizellspen-
de im Embryonenschutzgesetz hat 
man sich auf die vermeintlich schäd-
lichen Auswirkungen einer „gespal-
tenen Mutterschaft“ berufen. Mittler-
weile ist jedoch durch Forschungen 
im Ausland belegt, dass keine bedeut-
samen Nachteile für die Entwicklung 
und das Wohlbefinden der Kinder und 
die Eltern-Kind-Beziehung entstehen. 
Auch die Risiken für die Eizellspende-
rin können durch verbesserte Stimula-
tionstechniken reduziert werden. Die 
Kommerzialisierung ließe sich durch 
stringente Vorgaben wie etwa bei 
der Lebendorganspende eindämmen. 
Aufgrund der restriktiven deutschen 
Gesetzeslage sehen sich viele Paa-
re gezwungen, eine Eizellspende im 
Ausland in Anspruch zu nehmen. Dort 
wird oft die anonyme Eizellspende 
praktiziert, wodurch dem Kind das 
verfassungsrechtlich verbriefte Recht 
auf Kenntnis seiner Abstammung ver-
sagt bleibt. Insofern beeinträchtigt das 
im Embryonenschutzgesetz veranker-
te Verbot der Eizellspende indirekt das 
Kindeswohl.

yy Die Embryospende/Embryoadoption 
wird in Deutschland mehr und mehr 
praktiziert, ist im Embryonenschutz-

gesetz aber nicht normiert. Hier hat 
schon der Deutsche Ethikrat 2016 
eine umfassende gesetzliche Rege-
lung angemahnt2.

yy Bei der Zeugung eines Kindes unter 
Verwendung einer Samenspende sind 
die familienrechtlichen Folgen bis-
lang nur für Kinder, die in eine Ehe 
hineingeboren werden, angemessen 
geregelt. Hingegen ist die rechtliche 
Zuordnung eines Kindes zum nicht
ehelichen Lebensgefährten der Mutter 
keineswegs gesichert und zur verpart-
nerten Co-Mutter nur über den Um-
weg der Stiefkindadoption möglich. 
Aus Gründen der Rechtssicherheit 
und vor allem zum Wohle des Kin-
des sollte der Gesetzgeber daher in al-
len Fällen „gespaltener Elternschaft“ 
durch eine Reform des Abstam-
mungsrechts dafür Sorge tragen, dass 
die rechtliche Zuordnung des Kindes 
zum Wunschelternteil verbindlich mit 
der Geburt bzw. zeitnah nach der Ge-
burt erfolgt. Der vom Bundesministe-
rium der Justiz und für Verbraucher-
schutz (BMJV) eingesetzte Arbeits-
kreis Abstammungsrecht hat erst vor 
kurzem (Juli 2017) Thesen vorgelegt3, 
die als Grundlage für eine Reform 
herangezogen werden könnten.

yy Besonders schwierige ethische und 
rechtliche Fragen wirft die in Deutsch-
land verbotene Leihmutterschaft auf. 
Unabhängig von der stark umstritte-
nen Frage einer rechtlichen Zulassung 
der Leihmutterschaft in der Zukunft 
besteht aber schon heute Regelungs-
bedarf für die im Ausland von einer 
Leihmutter geborenen und dann in 
Deutschland aufwachsenden Kinder. 
Auch in diesen Fällen ist die rechtli-
che Eltern-Kind-Zuordnung von ele-
mentarer Bedeutung für das Wohl die-
ser Kinder. Von ihr hängen zahlreiche 
Rechtsfolgen wie die elterliche Sorge, 
Unterhaltsansprüche und die Staats-
angehörigkeit ab. Hierfür sind gesetz-
liche Lösungen erforderlich.

yy Auch in Deutschland werden mittler-
weile an vielen fortpflanzungsmedizi-

nischen Zentren Eizellen eingefroren 
(kryokonserviert). Zum Teil geschieht 
dies aus medizinischen Gründen (z.B. 
vor einer chemotherapeutischen Be-
handlung), zum Teil aus sozialen 
Gründen („social freezing“). Im Inte-
resse der Frau, des Paares und des zu-
künftigen Kindes sollten die Rahmen-
bedingungen für die Aufbewahrung, 
Befruchtung und Übertragung von Ei-
zellen geregelt werden.

yy Das Embryonenschutzgesetz ver-
bietet die Befruchtung einer Eizel-
le mit der Samenzelle eines Mannes 
nach dessen Tod. Die Reichweite die-
ses Verbots ist allerdings umstritten. 
Höchstgrenzen für die Aufbewahrung 
von Samenzellen, Eizellen bzw. Emb-
ryonen enthält das Embryonenschutz-
gesetz nicht. Auch hier besteht ge-
setzlicher Klärungsbedarf.

Während in unseren Nachbarländern Ös-
terreich und der Schweiz seit Jahrzehn-
ten umfassende Fortpflanzungsmedizin-
gesetze vorliegen, die zudem 2015 bzw. 
2017 grundlegend reformiert wurden, ist 
die deutsche Rechtslage noch immer von 
dem 1990 als reines Strafgesetz konzi-
pierten Embryonenschutzgesetz geprägt. 
Damals war ein Fortpflanzungsmedizin-
gesetz auf Bundesebene wegen fehlen-
der Zuständigkeit des Bundes gemäß 
Art. 74 GG nicht möglich. Allerdings 
wurde die Gesetzgebungskompetenz des 
Bundes 1994 bzw. 2006 auf die Fort-
pflanzungsmedizin erweitert. Er verfügt 
also über die Möglichkeit, ein Fortpflan-
zungsmedizingesetz zu erlassen, in dem 
neben strafrechtlichen Verbotsnormen 
die auf dem Gebiet der Biomedizin so 
wichtigen verwaltungsrechtlichen und 
-organisatorischen, aber ggf. auch die 
erforderlichen bürgerlich-rechtlichen 
(insbesondere familienrechtlichen) und 
sozialrechtlichen Regelungen in orga-
nischer Weise zusammengeführt wer-
den. Nur in einem solchen umfassenden 
Fortpflanzungsmedizingesetz kann die 
komplexe Materie angemessen geregelt 
werden.

Korrespondenzadresse:
Prof. em. Dr. Dr. Henning M. Beier
Inst. f. Molek. u. Zellul. Anatomie
Universitätsklinikum RWTH
D-52057 Aachen
E-Mail: hmbeier@ukaachen.de

2Deutscher Ethikrat, Embryospende, Embryoadoption 
und elterliche Verantwortung, Stellungnahme, 2016 
(http://www.ethikrat.org/dateien/pdf/stellungnahme-
embryospende-embryoadoption-und-elterliche-
verantwortung.pdf).
3Bundesministerium der Justiz und für Verbraucher-
schutz (Hrsg.), Abschlussbericht des Arbeitskreises 
Abstammungsrecht – Empfehlungen für eine Reform 
des Abstammungsrechts, 2017 (http://www.bmjv.de/
SharedDocs/Downloads/DE/Artikel/07042017_AK_
Abstimmung_Abschlussbericht.html) 
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